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Informationen aus der Bauabteilung
Öffentliche Auflage des Bebauungsplanes Nr. 03/03/00, ehemalige „Huemergründe“

In seiner Sitzung am 09. Mai 2011 hat der Ge-
meinderat der Marktgemeinde Ottensheim 
beschlossen, das Verfahren zur Neuerlassung 
des Bebauungsplanes für einen Bereich öst-
lich der Bahnhofstraße bzw. südlich der Blit-
tersdorffstraße einzuleiten. Zuvor wurde be-
reits im Juni 2008 und zuletzt im März 2011 
eine sogenannte vorgezogene Bürgerbeteili-
gung durchgeführt, um über das im östli-
chen Planungsbereich geplante Bauvorha-
ben der Neuen Heimat auf den ehemaligen 
„Huemergründen“ zu informieren und vorab 
auf Anregungen bzw. Einwendungen der be-
troffenen AnrainerInnen eingehen zu kön-
nen. Aus Anlass des eingebrachten Ansu-
chens als auch aufgrund der Tatsache, dass 
im gegenständlichen Planungsbereich zum 
Teil noch unbebaute Baulandflächen betrof-
fen sind, wird von Seiten der Gemeinde des-
halb eine Überarbeitung angestrebt.

Wesentliche Inhalte der Festlegungen des 
Bebauungsplanes für die Parzellen entlang 
der Bahnhofstraße sind eine maximal zwei-
geschossige Bebauung mit einem ausgebau-

ten Dachgeschoss in offener Bauweise, für 
die dahinter befindliche gemeindeeigene 
Liegenschaft als auch die ehemaligen Hue-
mergründe eine offene Bauweise mit drei 
Vollgeschossen. Entlang der Bahnhofstraße 
wird die Firsthöhe mit maximal 12,0 m, die 
Traufenhöhe mit höchstens 7,5 m begrenzt 
und für einen Teilbereich die Geschossflä-
chenzahl (GFZ) mit 0,6 festgelegt. Für das ge-
meindeeigene Grundstück wird die Firsthöhe 
mit maximal 12,5 m, die Traufenhöhe mit 
höchstens 10,0 m bestimmt, die GFZ mit 0,75 
festgelegt. Für die ehemaligen Huemergrün-
de werden die Firsthöhe mit maximal 10,0 m 
und die GFZ ebenfalls mit 0,75 m festgelegt. 
Der Grünflächenanteil beträgt für sämtliche 
Bauplätze im gegenständlichen Planungsbe-
reich mindestens 40 %. 

Über den Sommer haben einige betroffene 
AnrainerInnen bzw. GrundeigentümerInnen 
die Möglichkeit genutzt, Stellung zum vor-
liegenden Planentwurf zu nehmen. Es wurde 
insbesondere befürchtet, dass durch die im 
Bebauungsplan-Entwurf festgelegte öffentli-

che Verkehrsfläche eine neue Durchzugsstra-
ße geschaffen würde. Dazu ist aus Sicht der 
Gemeinde festzuhalten, dass die Verbin-
dungsstraße nicht Gegenstand des Bebau-
ungsplanes ist. Im Planentwurf wird lediglich 
ein Straßenkorridor definiert, in dem eine für 
die dahinter befindlichen Liegenschaften ad-
äquate Erschließung gewährleistet werden 
muss.

Es ist nun vorgesehen, im Sinne des § 33 Abs. 
3 Oö. ROG 1994 i.d.g.F. den Planentwurf für 
vier Wochen, in der Zeit von Montag, den 12. 
Dezember 2011 bis Montag, den 09. Jänner 
2012 im Gemeindeamt öffentlich aufzulegen. 
Gemäß § 33 Abs. 4 ist jedermann, der ein be-
rechtigtes Interesse glaubhaft macht, be-
rechtigt, während der Auflagefrist schriftli-
che Anregungen oder Einwendungen beim 
Gemeindeamt einzubringen, die mit dem 
Plan dem Gemeinderat vorzulegen sind. 
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